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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des 
Arbeitsförderungsgesetzes und der gesetziichen Rentenversicherung 
(Arbeitsförderungs- und Rentenversicherungs-Änderungsgesetz) 


A. Problem 

1. Befristete Verbesserung des Arbeitslosenversicherungs- 
schutzes älterer Arbeitnehmer. Erhaltung der Funktionsfä- 
higkeit der Arbeitslosenversicherung. 

2. Verhütung von Leistungsmißbrauch. 

3. Anpassung der Beitragssätze in der Rentenversicherung 
und nach dem Arbeitsförderungsgesetz ohne zusätzliche 
Belastung der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer. 


B. Lösung 

1. Befristete Verlängerung der Höchstdauer des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld von bisher zwölf Monaten auf 18 Mo- 
nate für Arbeitnehmer, die das 49. Lebensjahr vollendet 
haben und in den. letzten sieben Jahren mindestens sechs 
Jahre beitragspflichtig beschäftigt waren. 

2. Befristete Verschärfung der Sperrzeit in der Arbeitslosen- 
versicherung von acht auf zwölf Wochen für Arbeitnehmer, 
die die Arbeitslosigkeit schuldhaft selbst herbeigeführt ha- 
ben. 

3. Befristete Erhöhung des Beitragssatzes in der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter, der Angestellten und in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung um 0,2 Prozentpunkte bei 
gleichzeitiger unbefristeter Senkung des Beitragssatzes 
zur Bundesanstalt für Arbeit in entsprechendem Umfang. 


C. Alternativen 


keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1. Verlängerung der Höchstdauer des Anspruchs auf Arbeits- 
losengeld 

Mehrausgaben der Bundesanstalt für Arbeit 


1985 

1986 

1987 

1988 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

1,060 

1,090 

1,120 

1,150 


Entlasttmg des Bundeshaushalts (Arbeitslosenhilfe) 


1985 

1986 

1987 

1988 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

0,590 

0,610 

0,625 

0,640 


Bei der gesetzlichen Rentenversicherung entstehen jährli- 
che Beitragsmehreinnahmen in Höhe von 60 bis 70 Mio. 
DM. 


2. Verschärfung der Sperrzeiten nach dem AFG 
Minderausgaben der Bundesanstalt für Arbeit 


1985 

1986 

1987 

1988 

Mio. DM 

Mio. DM 

Mio. DM 

Mio. DM 

250 

257 

265 

272 


Geringfügige Mindereinnahmen in der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung. 


3. Beitragssatzanpassung 

Mehreinnahmen in der gesetzlichen Rentenversicherung 
von 


1985 

1986 

1987 

1988 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

1,4 

1,6 

1,7 

1,8 


Mindereinnahmen der Bundesanstalt für Arbeit geringfü- 
gig unter dieser Größenordmmg. 

Entlastung des Bundeshaushalts in Höhe von jährlich 20 
bis 30 Mio. DM durch entsprechende Beitragsmehreinnah- 
men der knappschaftlichen Rentenversichenmg. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des 
Arbeitsförderungsgesetzes und der gesetziichen Rentenversicherung 
(Arbeitsförderungs- und Rentenversicherungs-Änderungsgesetz) 


Artikel 1 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), das zuletzt durch geändert wor- 

den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Folgender § 106 a wird eingefügt: 

„§ 106 a 

Bei Arbeitslosen, die das 49. Lebensjahr voll- 
endet haben und deren Anspruch auf Arbeitslo- 
sengeld in der Zeit vom 1. Januar 1985 bis 31. 
Dezember 1989 entstanden ist, gilt § 106 mit fol- 
genden Maßgaben: 

1. Die Dauer des Anspruchs von 312 Tagen 
nach Absatz 1 Satz 3 Nr. 4 erhöht sich durch 
beitragspflichtige Beschäftigungszeiten in- 
nerhalb der auf sieben Jahre erweiterten 
Rahmenfrist von insgesamt mindestens 

a) 1 260 Tagen auf 338 Tage, 

b) 1 440 Tagen auf 364 Tage, 

c) 1 620 Tagen auf 390 Tage, 

d) 1 800 Tagen auf 416 Tage, 

e) 1 980 Tagen auf 442 Tage, 

f) 2 160 Tagen auf 468 Tage. 

2. In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 erhöht 
sich die Dauer des Anspruchs höchstens auf 
468 Tage.“ 

2. Folgender § 119 a wird eingefügt: 

„§119a 

Bei Sperrzeiten nach § 119 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 
die in der Zeit vom 1. Januar 1985 bis 31. Dezem- 
ber 1989 eintreten, gilt § 119 mit folgenden Maß- 
gaben: 

1. Die Dauer der Sperrzeit nach Absatz 1 Satz 1 
beträgt zwölf Wochen, die Dauer nach Ab- 
satz 2 sechs Wochen. 

2. In Absatz 3 treten an die Stelle der Sperrzei- 
ten von acht Wochen Sperrzeiten von minde- 
stens acht Wochen.“ 

3. Folgender § 155 a wird eingefügt: 

„§ 155 a 

Bei Sperrzeiten nach § 119 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 
die in der Zeit vom 1. Januar 1985 bis zum 31. 


Dezember 1989 eintreten, gilt § 155 Abs. 2 Satz 2 
mit der Maßgabe, daß die Leistung für die fünfte 
bis zwölfte Woche einer Sperrzeit als bezogen 
gilt.“ 

4. In § 174 Abs. 1 wird die Zahl „2,3“ durch die Zahl 
„2,2“ ersetzt. 

5. Folgender § 242 d wird eingefügt: 

„§ 242 d 

Ist am 1. Januar 1985 ein Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld mit einer Anspruchsdauer von 
312 Tagen (§ 106) noch nicht erschöpft, so erhöht 
sich diese Anspruchsdauer auf 468 Tage, wenn 
der Arbeitslose bei Entstehung des Anspruchs 
das 49. Lebensjahr vollendet hatte.“ 

Artikel 2 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 § 30 b des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Giiederungsnummer 8232-4, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 5 
des Gesetzes vom 13. April 1984 (BGBl. I S. 610) ge- 
ändert worden ist, erhält folgende Fassung: 

„§30b 

In der Zeit vom 1. Januar 1985 bis zum 31. Dezem- 
ber 1989 beträgt der Beitragssatz abweichend von 
§ 1385 Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung 18,7 
vom Hundert.“ 

Artikel 3 

Änderung des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 § 29 b des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 821-2, veröffentlichen 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 13. April 1984 (BGBl. I S. 610) geän- 
dert worden ist, erhält folgende Fassung: 

„§ 29 b 

In der Zeit vom 1. Januar 1985 bis zum 31. Dezem- 
ber 1989 beträgt der Beitragssatz abweichend von 
§112 Abs. 1 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
18,7 vom Hundert.“ 
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Artikel 4 

Änderung des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 § 26 b des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes in der im Bundesge* 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-8, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 13. April 1984 (BGBl. I 
S. 610) geändert worden ist, erhält folgende Fas- 
sung; 

„§ 26 b 

In der Zeit vom 1. Januar 1985 bis zum 31. Dezem- 
ber 1989 beträgt der Beitragssatz abweichend von 
§ 130 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes 24,45 
vom Hundert; davon werden abweichend von § 130 
Abs. 6 Buchstabe a des Reichsknappschaftsgesetzes 
9,35 vom Hundert vom Versicherten und 15,1 vom 
Hundert vom Arbeitgeber getragen.“ 

Artikel 5 

Änderung des Heimkehrergesetzes 

§ 20 des Heimkehrergesetzes in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 84-1, veröf- 
fentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Juli 1979 (BGBl. I 
S. 1189) geändert worden ist, wird wie folgt gefaßt: 


„§20 

(1) Für Heimkehrer, die das 49. Lebensjahr voll- 
endet haben und deren Anspruch auf Arbeitslosen- 
geld in der Zeit vom 1. Januar 1985 bis 31. Dezember 
1989 entstanden ist, gilt die Staffelung des § 106 a 
des Arbeitsförderungsgesetzes entsprechend; im 
übrigen tritt bei diesen Arbeitslosen in den Fällen 
der §§ 13 und 16 Satz 2 an die Stelle einer An- 
spruchsdauer von 312 Tagen eine Anspruchsdauer 
von 468 Tagen. 

(2) Ist am 1. Januar 1985 ein Anspruch auf Ar- 
beitslosengeld mit einer Anspruchsdauer von 312 
Tagen (§ 106 des Arbeitsförderungsgesetzes) noch 
nicht erschöpft, so erhöht sich diese Anspruchs- 
dauer auf 468 Tage, wenn der Arbeitslose bei Ent- 
stehung des Anspruchs das 49. Lebensjahr vollen- 
det hatte.“ 

Artikel 6 

Berlin- Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 7 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1985 in Kraft. 


Bonn, den 23. Oktober 1984 


Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


L Allgemeiner Teil 

1. Verbesserung des 

Arbeitslosenversicherungsschutzes älterer 
Arbeitnehmer 

Der Anteil der Bezieher von Arbeitslosengeld an 
der Gesamtzahl der Bezieher von Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit (Arbeitslosengeld und Arbeitslo- 
senhilfe) ist seit 1983 erheblich zurückgegangen. Er 
betrug im Jahre 1982 rund 76 v. H., im Jahre 1983 
rund 68 v. H., im September 1984 rund 56 v. H. Ursa- 
che für diese Entwicklung ist namentlich die gestie- 
gene Dauer der Arbeitslosigkeit älterer Arbeitneh- 
mer. Nach dem Entwurf soll deshalb die Höchst- 
dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld von bis- 
her 12 Monaten auf 18 Monate verlängert werden, 
wenn der Arbeitslose bei Entstehung des An- 
spruchs auf Arbeitslosengeld das 49. Lebensjahr 
vollendet hatte und innerhalb der letzten sieben 
Jahre mindestens sechs Jahre beitragspflichtig be- 
schäftigt war. In diesem Rahmen soll älteren Ar- 
beitslosen bei längerfristiger Arbeitslosigkeit die 
Bedürftigkeitsprüfung der Arbeitslosenhilfe erspart 
werden. Die Regelung berücksichtigt, daß ältere Ar- 
beitslose der Arbeitslosenversicherung im Regelfall 
längerfristig angehört haben und die Dauer ihrer 
Arbeitslosigkeit im allgemeinen überdurchschnitt- 
lich lang ist. 

Die Verlängerung der Dauer des Anspruchs auf Ar- 
beitslosengeld ist wegen der gegenwärtigen Ar- 
beitsmarktlage erforderlich. Sie ist deshalb bis zum 
31. Dezember 1989 befristet. 

2. Verschärfung der Sperrzeiten nach dem AFG 

Für Arbeitslose, die die Arbeitslosigkeit schuldhaft 
selbst herbeigeführt haben, soll im Interesse stär- 
kerer Verhütung von Leistungsmißbrauch die 
Sperrzeit von bisher acht Wochen auf zwölf Wochen 
verlängert werden. Die Regelung steht im Zusam- 
menhang mit der Verlängerung der Dauer des An- 
spruches auf Arbeitslosengeld. Sie ist deshalb wie 
diese bis zum 31. Dezember 1989 befristet. 

3. Anpassung der Beitragssätze in 
der Rentenversicherung und nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz 

Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 1984 sind für die 
Rentenversicherung wichtige Entscheidungen zur 
strukturellen Anpassung des Rentenrechts an die 
veränderten ökonomischen Rahmenbedingungen 
und damit zur längerfristigen Stabilisierung der Fi- 
nanzlage getroffen worden. 

Die derzeit noch andauernde Phase des kurzfristi- 
gen Konsolidierungsprozesses der Finanzen der 


Rentenversicherung wird dagegen auf dem Hinter- 
grund einer noch nicht wieder aufgebauten 
Schwankungsreserve sehr unmittelbar von 
Schwankungen auf der Einnahmenseite, insbeson- 
dere der zu erwartenden Entgeltentwicklung und 
der Beitragszahler berührt Die Vereinbarungen 
der Tarifvertragsparteien im Jahre 1984, die — an- 
ders als in den vorangegangenen Jahren — eine 
veränderte Aufteilung des Wertschöpfungszuwach- 
ses auf Arbeitszeitreduktion und Nominallohnerhö- 
hung bewirkt haben und die zum Teil noch in das 
Jahr 1986 hineinreichen, berühren deshalb unmit- 
telbar auch die Liquiditäts- und Finanzsituation der 
Rentenversicherung. Während einerseits die zwi- 
schen den Tarifvertragsparteien vereinbarten Ta- 
rifanhebungen absehbar sind, muß die als Ergebnis 
der Arbeitszeitvereinbarungen von den Beteiligten 
erwartete Zunahme der Beschäftigten und damit 
der Beitragszahler als in Umfang und Zeitpunkt 
unbestimmt eingeschätzt werden. 

Aus Gründen der Vorsorge wird deshalb vorge- 
schlagen, den Beitragssatz zur Rentenversicherung 
vom 1. Januar 1985 an bis zum 31. Dezember 1989 
geringfügig anzuheben. 

Die geringere Beanspruchung der Finanzmittel der 
Bundesanstalt für Arbeit erlaubt es andererseits, 
den Beitragssatz nach dem Arbeitsförderungs ge- 
setz in dem gleichen Umfang, jedoch ohne zeitliche 
Befristung zu senken. 

Diese Maßnahme der finanziellen Vorsorge löst 
Probleme dort, wo sie bestehen. Zugleich bewirken 
die Maßnahmen, daß eine Zunahme der gesamt- 
wirtschaftlichen Belastung nicht eintritt. 


IL Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 
Zu Nummer 1 

Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslosengeld wird 
für Arbeitnehmer, die bei Entstehung des An- 
spruchs auf Arbeitslosengeld das 49. Lebensjahr 
vollendet haben, bis auf höchstens 18 Monate ver- 
längert. Die verlängerte Anspruchsdauer soll von 
der Dauer der beitragspflichtigen Beschäftigung in- 
nerhalb der auf sieben Jahre erweiterten Rahmen- 
frist abhängig sein. Danach ergibt sich folgende 
weitere Staffelung: 

3 V 2 Jahre Beschäftigungszeit 
= 13 Monate Anspruch 
4 Jahre Beschäftigungszeit 
= 14 Monate Anspruch 
4 V 2 Jahre Beschäftigungszeit 
= 15 Monate Anspruch 
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5 Jahre Beschäftigungszeit 
= 16 Monate Anspruch 

5 V 2 Jahre Beschäftigungszeit 
= 17 Monate Anspruch 

6 Jahre Beschäftigungszeit 
= 18 Monate Anspruch. 

Die Verlängerung der Dauer des Anspruchs auf Ar- 
beitslosengeld ist wegen der Besonderheiten der ge- 
genwärtigen Arbeitsmarktlage, die zu einer erheb- 
lich längeren Dauer der Arbeitslosigkeit geführt 
hat, erforderlich. Sie ist deshalb bis zum 31. Dezem- 
ber 1989 befristet. 

Zu Nummer 2 

Für Arbeitslose, die das Arbeitsverhältnis selbst ge- 
löst oder durch vertragswidriges Verhalten Anlaß 
für die Kündigung des Arbeitgebers gegeben haben 
und dadurch schuldhaft die Arbeitslosigkeit herbei- 
geführt haben, wird die Sperrzeit von acht Wochen 
auf zwölf Wochen verlängert. Damit soll die Arbeits- 
losenversicherung stärker als bisher vor miß- 
bräuchlicher Inanspruchnahme geschützt werden. 

Die Regelung steht in Zusammenhang mit der be- 
fristeten Verlängerung der Dauer des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld (vgl. Nummer 1). Sie ist des- 
halb wie diese bis zum 31. Dezember 1989 befristet. 

Zu Nummer 3 

Die Verlängerung der Sperrzeit auf zwölf Wochen 
(Nummer 2; vgl. die Änderung des § 119 AFG) macht 
es erforderlich, den Krankenversicherungsschutz 
über die achte Woche einer Sperrzeit hinaus auf die 
volle Dauer der Sperrzeit vorzusehen. 

Zu Nummer 4 

Die verbesserte Finanzlage der Bundesanstalt für 
Arbeit läßt es bereits früher als vorgesehen zu, den 
Beitragssatz um 0,2 Prozentpunkte zu senken. Da 
zum gleichen Zeitpunkt der Beitragssatz in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung um 0,2 Prozent- 
punkte angehoben werden muß, wird durch die Bei- 
tragssatzsenkung nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz sichergestellt, daß die Gesamtabgabenbela- 
stung von Arbeitnehmer und Arbeitgeber nicht er- 
höht wird. 

Zu Nummer 5 

Die Vorschrift gewährleistet, daß sich die Verlänge- 
rung der Höchstdauer des Anspruchs auf Arbeitslo- 
sengeld von bisher zwölf auf achtzehn Monate auch 
für die Arbeitslosen auswirkt, deren Anspruch be- 
reits vor dem 1. Januar 1985 entstanden, aber noch 
nicht erschöpft ist. 

Zu Artikel 2 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Durch die Vorschrift wird der Beitragssatz in der 
Rentenversicherung der Arbeiter für die Zeit vom 


1. Januar 1985 bis zum 31. Dezember 1989 um 0,2 
Prozentpunkte erhöht. Im Hinblick auf die Senkung 
des Beitragssatzes nach dem Arbeitsförderungsge- 
setz tritt dadurch eine zusätzliche Belastung von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern nicht ein. Im üb- 
rigen wird auf den allgemeinen Teil der Begrün- 
dung Bezug genommen. 


Zu Artikel 3 

Änderung des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Durch die Vorschrift wird der Beitragssatz in der 
Rentenversicherung der Angestellten für die Zeit 
vom 1. Januar 1985 bis zum 31. Dezember 1989 um 
0,2 Prozentpunkte erhöht. Im übrigen siehe Begrün- 
dung zu Artikel 2. 


Zu Artikel 4 

Änderung des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Durch die Vorschrift wird der Beitragssatz in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung für die Zeit 
vom 1. Januar 1985 bis zum 31. Dezember 1989 um 
0,2 Prozentpunkte erhöht. Davon tragen Arbeitge- 
ber und Arbeitnehmer je 0,1 Prozentpunkte. Im üb- 
rigen siehe Begründung zu Artikel 2. 


Zu Artikel 5 

Änderung des Heimkehrergesetzes 
Zu Absatz 1 

Die Verlängerung der Höchstdauer des Anspruchs 
auf Arbeitslosengeld nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz (vgl. Artikel 1 Nr. 1 des Entwurfs) soll auch 
Heimkehrern und — nach § 9 Abs. 1 des Häftlings- 
hilfegesetzes — ehemaligen politischen Häftlingen 
mit Anspruch auf Arbeitslosengeld nach dem Heim- 
kehrergesetz zugute kommen. Die Vorschrift be- 
stimmt deshalb, daß die für beitragspflichtige Ar- 
beitnehmer nach dem Arbeitsförderungsgesetz gel- 
tende Staffelung des § 106 a AFG entsprechend gilt. 
Insoweit tritt in den Fällen der §§ 13 und 16 Satz 2 
HkG an die Stelle einer Anspruchsdauer von 312 
Tagen eine Anspruchsdauer von 468 Tagen. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift gewährleistet, daß die Verlängerung 
der Höchstdauer des Anspruchs auf Arbeitslosen- 
geld auch den Heimkehrern zugute kommt, deren 
Anspruch bereits vor dem 1. Januar 1985 entstan- 
den, aber an diesem Tage noch nicht erschöpft ist. 

Zu Artikel 6 

Berlin-Klausel 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Zu Artikel 7 

Inkrafttreten 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sollen am 1. Ja- 
nuar 1985 in Kraft treten. 


III. Finanzieller Teil 

1. Verbesserung des 

Arbeitslosenversicherungsschutzes 
älterer Arbeitnehmer 

Durch die Verlängerung der Höchstdauer des An- 
spruchs auf Arbeitslosengeld entstehen bei der 
Bundesanstalt für Arbeit Mehrausgaben in Höhe 
von: 


1985 

1986 

1987 

1988 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

1,060 

1,090 

1,120 

1,150 


Gleichzeitig wird der Bundeshaushalt bei den Auf- 
wendungen für die Arbeitslosenhilfe wie folgt entla- 
stet: 


1985 

1986 

1987 

1988 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

0,590 

0,610 

0,625 

0,640 


Bei der gesetzlichen Rentenversicherung fallen 
jährliche Beitragsmehreinnahmen in Höhe von 60 
bis 70 Mio. DM an. 


2. Durch die Verschärfung der Sperrzeiten nach 
dem AFG entstehen Minderausgaben der Bun- 
desanstalt für Arbeit in Höhe von: 


1985 

1986 

1987 

1988 

Mio. DM 

Mio. DM 

Mio. DM 

Mio. DM 

250 

257 

265 

272 


Geringfügige Mindereinnahmen in der gesetzlichen 
Rentenversicherung. 

3. Anpassung der Beitragssätze in der Rentenversi- 
cherung und nach dem Arbeitsförderungsgesetz 

Durch die Anhebung des Beitragssatzes in der Ren- 
tenversicherung zum 1. Januar 1985 erhöhen sich 
die Beitragseinnahmen in der gesetzlichen Renten- 
versicherung um 


1985 

1986 

1987 

1988 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

Mrd. DM 

1,4 

1,6 

1,7 

1,8 


Hiervon entfallen auf die knappschaftliche Renten- 
versicherung jährlich zwischen 20 und 30 Mio. DM. 
Der Bund wird hierdurch in gleicher Höhe entla- 
stet. 

Der Bundesanstalt für Arbeit entstehen durch die 
Senkung des Beitragssatzes Mindereinnahmen, die 
geringfügig unter den Mehreinnahmen der gesetzli- 
chen Rentenversicherung liegen. 

Außer den vorstehend dargestellten Auswirkungen 
ergeben sich keine nennenswerten Auswirkungen 
auf öffentliche Haushalte. Auswirkungen auf die 
allgemeine Preisentwicklung ergeben sich nicht. 
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